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Beratung rund um das Geld: Gasölverbilligung unter der Lupe

Worauf ist beim Agrardieselantrag steuerlich zu achten?

Das Fristende für die Agrardiesel­
anträge naht mit großen Schritten. 
Jährlich besteht die Möglichkeit für 
Landwirte, den im abgelaufenen 
Kalenderjahr entstandenen Diesel­
aufwand beim Zollamt anzuzeigen, 
um Steuervergünstigungen zu er­
langen. Immer bis zum 30. Septem­
ber des Folgejahres muss die Einrei­
chung der Anträge bei der Bundes­
zollverwaltung beziehungsweise 
den Hauptzollämtern erfolgt sein. 

Die entstehende Vergünstigung 
kann bei entsprechendem Ver-
brauch ein bedeutendes Ausmaß 
annehmen.

Wer kann wofür eine 
Förderung erhalten?

Mit einer teilweisen Vergütung 
der Energiesteuer soll für die deut-

sche Land- und Forstwirtschaft im 
Vergleich zu anderen EU-Mitglied-
staaten die Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten werden. Die rechtliche 
Grundlage ist § 57, „Steuerentlas-
tung für Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft“ des Energiesteu-
ergesetzes (EnergieStG).

Nicht nur der Diesel wird in die-
sem Zusammenhang vom Gesetzge-
ber für Erstattungen berücksichtigt. 
Kraftstoffe wie Pflanzenöl und Bio-
diesel stehen ebenso auf der Liste. 
Der Einsatz dieser biogenen Treib-
stoffe findet noch keine weite Ver-
breitung unter den Landwirten, ist 
jedoch in Sachen Vergünstigung 
lohnenswert: Im Energiesteuerge-
setz wird der Aufwand von Pflan-
zenöl und Biodiesel in Reinform mit 
dem vollen Steuersatz rückvergütet. 
Im Endeffekt sind dann für jeden Li-
ter Verbrauch an Kraftstoff Entlas-
tungssätze von 45 ct bei Biodiesel 
und 45,03 ct bei Pflanzenölen als 
Vergütung veranschlagt. Sollte die 
Maschine, wie in den meisten Fäl-
len üblich, mit herkömmlichem Die-
sel (Gasöl) betrieben werden, ist ein 
Entlastungssatz von 21,48 ct/l Die-
sel als Vergütung vorgesehen. Die 
Gewährung der Steuerentlastung 
ist aber an die Voraussetzung ge-
knüpft, dass der Gesamtentlas-
tungsbetrag für Gasöl, Pflanzenöl 
und Biodiesel mindestens 50 € im 
Kalenderjahr betragen muss. Bei 
Imkern werden maximal 15 l Gasöl 
je Bienenvolk gewährt.

Angenommen, ein Betrieb mit 
zirka 300  ha Ackerland hatte ei-
nen Verbrauch von 27.000 l Diesel 
im vorherigen Kalenderjahr, so ent-
spräche dies einer Agrardieseler-

stattung von rund 5.800 €, die sich 
der Betrieb von der Behörde vergü-
ten lassen kann. Dennoch gibt es 
viele Landwirte, die sich die wert-
volle Chance auf Steuerentlastung 
entgehen lassen. 

Wie ist der Antrag  
zu stellen? 

Der Antrag muss bei der Bun-
deszollverwaltung beziehungswei-
se den Hauptzollämtern gestellt 
werden. Dafür ist ein amtlich vor-
geschriebener Vordruck auszufül-
len, welcher auf der Seite des Zolls 
zur Verfügung gestellt wird. Bei 
der erstmaligen Antragstellung ist 
der Antrag 1140 auszufüllen, wo-
bei eine vollständige Erfassung al-
ler Angaben erforderlich ist. Der 
Antragsteller hat in dem Antrag alle 
für die Bemessung der Steuerent-
lastung erforderlichen Angaben zu 
machen und die Steuerentlastung 
selbst zu berechnen. Wurde dieser 
vollständige Antrag einmal akzep-
tiert und haben sich seither keine 
wesentlichen Eckdaten zum Betrieb 
geändert, wie zum Beispiel die Be-
triebsart, der Personenkreis oder 
auch die Anzahl der Bienenvölker, 
dann muss im darauffolgenden Jahr 
nur noch ein Kurzantrag über zwei 
Seiten (Formular 1142) ausgefüllt 
werden. Sollte sich in der Zwischen-
zeit ein Generationswechsel in der 
Betriebsführung ereignet haben, 
gilt es zu beachten, dass dann zwei 
Anträge ausgefüllt werden müssen. 
Der Vorgänger kann den Kurzan-
trag ausfüllen, der Nachfolger ist 
bis dato noch nicht bekannt und 
muss daher den Erstantrag ausfül-

len. Sollte der Betrieb im zurücklie-
genden Jahr seine Rechtsform ver-
ändert haben, etwa von einem Ein-
zelunternehmen zu einer GbR, wird 
ebenfalls ein zweiter Antrag benö-
tigt. Weiterhin sollte der Landwirt 
in diesem Zusammenhang beden-
ken, dass auch die Traktoren umge-
meldet werden müssen, da ansons-
ten Diesel eingekauft wird, aber 
keine amtlich gemeldeten Maschi-
nen zur Verwendung des Diesels 
vorhanden sind. Abhilfe könnte bei 
einer GbR über eine Vermietung der 
Maschinen geschaffen werden.

Zwei Möglichkeiten  
der Übermittlung

Es gibt zwei Möglichkeiten, mit 
dem Antrag zu verfahren. Er kann 
entweder als elektronisches Formu-
lar am Computer ausgefüllt wer-
den und anschließend erfolgt die 
Übermittlung online an das Haupt-
zollamt. Oder der Antrag wird am 
Computer ausgefüllt, danach ausge-
druckt und anschließend postalisch 
übermittelt. Auch bei der Online-
übertragung, bei der das Formular 
hochgeladen wird, muss der zusätz-
lich generierte Begleitschein unter-
schrieben und postalisch an das 
Hauptzollamt verschickt werden. 
Fällt die Wahl auf die Onlineüber-
mittlung, ergeben sich einige Vorzü-
ge. Beim Ausfüllen gibt es systemsei-
tige Unterstützung, die Daten kön-
nen für das nächste Jahr gespeichert 
werden und ein elektronischer An-
trag wird schneller bearbeitet. 

Erfreulich ist die in Kraft getre-
tene Änderung hinsichtlich der Er-
klärungspflicht bei Steuerentlastun-
gen. Seit dem 1. Juli 2019 sind Land-
wirte mit einer erfolgten Erstattung 
von weniger als 200.000 € von der 
Mitteilungspflicht befreit. Für Be-
triebe, die Steuerbegünstigungen 
von mehr als 200.000 € pro Jahr er-
halten, gilt die alte Regelung. Wei-
terhin müssen diese Betriebe Aus-
zahlungen einer Steuerentlastung 
für jeden Entlastungstatbestand 
des Energie- oder Stromsteuerge-
setzes einmal jährlich für das maß-
gebliche Kalenderjahr bis spätes-
tens zum 30. Juni des Folgejahres an 
die zuständigen Behörden der Zoll-
verwaltung übermitteln. Bedingt ist 
dies durch die Energiesteuer- und 
Stromsteuer-Transparenzverord-
nung (EnSTransV). Sie sind dazu auf-
gefordert, ihre Daten über das Er-

Auf Antrag können sich Landwirte Agrardiesel steuerlich begünstigen las-
sen.� Foto: Landpixel

ZINSBAROMETER
Stand 14. September 2020
Die Zinsspannen am Kapital-
markt nehmen zu. Das Zinsba-
rometer bietet lediglich erste 
Anhaltspunkte zur aktuellen 
Kapitalmarktsituation (ohne 
Gewähr). Bei den gekenn-
zeichneten Zinssätzen können 
sich je nach persönlicher Ver-
handlungssituation deutliche 
Abweichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage� %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) � 0,01 - 0,40

Kredite
Landwirtschaftliche Rentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest � 1,00
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest � 1,00
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest � 1,00

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest � 0,39 - 0,62
Zins 15 Jahre fest � 0,63 - 0,88

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag 
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche-
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de	
	 (Spanne der Topkonditionen)
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fassungsportal zur EnSTransV über 
die Seite des Zolls zu übertragen. 

Häufig wurden vergebene Ag-
rarsubventionen den zuständigen 
Finanzbehörden nicht mitgeteilt. 
In Unkenntnis über die erhaltenen 
Subventionen wurden diese Ein-
künfte daher vereinzelt nicht be-
steuert. Deshalb soll der Informa-
tionsaustausch zwischen Zoll und 
Finanzamt gefördert werden. Im 
Zuge einer Änderung der Einkom-
mensteuer-Durchführungsverord-
nung (EStDV) wird die Einführung 
eines elektronischen Mitteilungs-
verfahrens für Agrarsubventionen 
angestrebt. Im neu verfassten § 52 
EStDV wird festgehalten, dass Be-
hörden, die Land- und Forstwirten 
Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 
gewährt haben, verpflichtet sind, 
eine Mitteilung an die zuständige 
Finanzbehörde zu übermitteln. 

Zwar ist die offizielle Frist zum 
Einreichen der Anträge der 30. Sep-
tember, für die Buchhaltung sollte 
jedoch auch darauf geachtet wer-
den, dass die entstandenen Forde-
rungen aus dem Kalenderjahr 2019 
rechtzeitig als Ertrag erfasst werden. 
Bei Betrieben, die eine Bilanz zum 
30. April oder 30. Juni 2020 erstellen, 
ist die Vergütung für das Jahr 2019 
unabhängig von dem Zeitpunkt der 
Antragstellung laut Auffassung der 
Finanzverwaltung bereits zu akti-
vieren. Die Erfassung bei Zahlungs-
eingang wird hierbei meist von der 
Finanzverwaltung im Rahmen von 
Betriebsprüfungen beanstandet. 

Gewerbliche  
Unternehmen

Grundsätzlich können sich ge-
werbliche Unternehmen keine Die-
selausgaben erstatten lassen. Es gibt 
aber auch Betriebe, die neben ihrer 
überwiegend landwirtschaftlichen 
Tätigkeit eine gewerbliche Tätigkeit 
ausüben, zum Beispiel wenn zusätz-
lich eine Biogasanlage oder eine 
Photovoltaikanlage betrieben wird. 
Dann gilt die Personengesellschaft, 
die sowohl landwirtschaftliche als 
auch gewerbliche Tätigkeiten aus-
übt, steuerlich insgesamt als ge-
werblich. Denn das Vorhandensein 
von zwei Einkunftsarten ist bei Per-
sonengesellschaften grundsätzlich 
mit dem Steuerrecht nicht vereinbar. 
Dort ist festgehalten, dass der Ge-
winn aus der Tätigkeit einer Perso-
nengesellschaft einheitlich zu ermit-
teln ist und nur einer Einkunftsart 
zugeordnet werden kann. Für den 
Fall, dass dieser Umstand zutrifft, 
ist im Einkommensteuergesetz be-
stimmt, dass die Tätigkeit einer Per-
sonengesellschaft in vollem Um-
fang als Gewerbebetrieb gilt, wenn 
sie neben der Landwirtschaft auch 
eine gewerbliche Tätigkeit ausübt. 
In diesem Zusammenhang spricht 
man dann von „Abfärbung“ der 
gewerblichen Tätigkeit. Der Sach-
verhalt der Abfärbung sollte bei der 
Antragstellung berücksichtigt wer-
den, da die Gasölbeihilfe grundsätz-
lich nur für Betriebe gilt, aus denen 
natürliche Personen (Einzelunter-

nehmer oder Gesellschafter der Per-
sonengesellschaft) land- und forst-
wirtschaftliche Einkünfte erzielen. 
Hiervon sind Kapitalgesellschaften, 
zum Beispiel eine GmbH oder eine 
eG abzugrenzen. Für diese Betriebe 
reicht es aus, wenn die Vieheinhei-
tengrenzen eingehalten sind. 

Ob die Abgrenzungskriterien 
von Kapitalgesellschaften auch für 
Personengesellschaften, die ge-
werblich geprägt sind, angewandt 
werden können, ist derzeit recht-
lich umstritten. Über weitere As-
pekte bezüglich der steuerlichen 
Wirkungen der Abfärbung infor-
miert der Artikel „Gefahr der Ab-
färbung“ in der Bauernblattausga-
be vom 11. Juli 2020. 

Wie verhält es sich jedoch mit der 
Erstattung für Lieferungen von Bio-
masse zum Beispiel für eine Biogas
anlage durch einen Dritten? Diese 
Frage umfasst Arbeitsschritte wie 
den Abtransport der Ernte, Belie-
ferung der Biogasanlage mit Sub
strat, aber auch das Verdichten der 
Biomasse. Entscheidend ist, dass der 
landwirtschaftliche Betrieb und die 
Biogasanlage getrennte Unterneh-
men sind, sodass nicht die Gefahr 
einer Abfärbung durch gewerbli-
che Einkünfte besteht. Als Zweites 
ist entscheidend, welche Arbeits-
schritte vertraglich durch wen er-
bracht werden. Für Transportfahr-
ten zur Lieferung von Biomasse des 
landwirtschaftlichen Betriebes „frei 
Platte“ an die Biogasgesellschaft 
gibt es weiterhin die Steuererstat-

tung, wenn dazu ein Schlepper oder 
ein Sonderfahrzeug genutzt wird, 
da der Transport im Auftrage des 
Landwirtes erfolgt. Ist der Lieferver-
trag für die Biomasse für die Biogas-
anlage hingegen „frei Feld“, entfällt 
die Erstattung, da das gewerbliche 
Unternehmen (die Biogasanlage) 
den Transport durchführt. Diese ver-
traglichen Vereinbarungen werden 
jedoch teilweise aus anderen steuer-
lichen oder organisatorischen Grün-
den vereinbart.� Jaspar Reiter

Moritz Markefke
wetreu 

FAZIT
Insgesamt sollte die Chan-
ce auf Vergünstigungen über 
den Agrardieselantrag von je-
dem Land- und Forstwirt, der 
die Voraussetzungen an Steu-
erentlastungen gemäß dem 
Energiesteuergesetz erfüllt, 
wahrgenommen werden. Der 
Gedanke an den bürokrati-
schen Aufwand für den An-
trag sollte in dem Zuge kein 
Grund für das Auslassen die-
ser Option sein, denn schon 
im zweiten Jahr kann das ver-
kürzte Antragsformular ge-
nutzt werden. Grundsätzlich 
sollte aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht der Anreiz bestehen, 
die Ausgaben für Betriebsmit-
tel zu mindern und somit den 
Betrieb zu optimieren.

Düngung von Weihnachtsbaumkulturen mit teilumhüllten Düngern, Teil 2

Stimmen bei umhülltem Harnstoff Preis und Pflanzenqualität? 

In mehrjährigen Versuchen, die von 
der Landwirtschaftskammer Schles-
wig-Holstein in Weihnachtsbaum-
kulturen durchgeführt wurden, soll-
ten gleich mehrere Fragen geklärt 
werden: Sind teilumhüllte Volldün-
ger in Weihnachtsbaumkulturen 
einsetzbar und kann damit ein Dün-
gungsgang eingespart werden? Sind 
umhüllte Harnstoffdünger in Kombi-
nation mit Kalkammonsalpeter und 
Patentkali eine Alternative zu mine-
ralischen NPK-Düngern (auch preis-
lich)? Welche Stickstoffmenge sollte 
eigentlich angestrebt werden? Dafür 
wurden in den Jahren 2018 bis 2019 
zwei großflächige Versuche im vier-
ten und fünften Standjahr von Nord-
manntannen auf Flächen im Raum 
Sittensen (Niedersachsen) auf ei-
nem humosen Sandboden angelegt. 

Im zweiten Teil des Versuchsbe-
richtes werden die Ergebnisse vor-
gestellt, die mit dem Einsatz eines 
umhüllten Harnstoffs erzielt wur-
den. 

Vorteile für umhüllten 
Harnstoff?

Im zweiten Versuch wurden zwar 
ebenfalls umhüllte Dünger einge-
setzt, allerdings handelte es sich 
hierbei um 100 % umhüllte Harn-
stoffdünger mit einem Stickstoff-
gehalt von 43 % beziehungswei-
se 44 %. Eingesetzt wurden die 
Produkte Agrocote Max 1-2M 
(NPK 44-0-0) mit ein bis zwei Mo-
naten Laufzeit und Agrocote Max 
3-4M (NPK 43-0-0) mit bis zu vier 
Monaten Wirkungsdauer.

Der Agrocote Max mit der kurzen 
Laufzeit wurde im April und Juli ge-
düngt, der Dünger mit der drei- bis 
viermonatigen Wirkungsdauer nur 
einmal im April. In beiden Fällen 
wurde die Düngung mit Kalkam-
monsalpeter und Patentkali ergänzt, 
um den Weihnachtsbäumen auch 

schnell 
ver-

fügbaren Stickstoff anzubieten 
und zudem eine ausreichende Ka-
lium- und Magnesiumversorgung 
sicherzustellen. Verglichen wurden 
diese Produkte mit einer Düngung 
mit Entec perfect im Frühjahr, ei-
nem chloridarmen NPK-Dünger mit 
Nitrifikationshemmstoff, und einer 
Nachdüngung mit Blaukorn premi-
um im Sommer. 

Im ersten Versuchsjahr 2018 
(viertes Standjahr) wurden alle Pro-

Die Agrocote-Max-Dünger von 
ICL Specialty Fertilizers enthalten nur 
Harnstoffstickstoff und sind zu 
100  % umhüllt. Verschiedene Lauf-
zeiten von ein bis zwei Monaten bis 
hin zu fünf bis sechs Monaten sind im 
Handel.


